
Aus den Gründen:
„Die Parole — Freiheit — ist zw eifelsohne ein tendenziöses, also durch 
seinen Zweck bestim m tes Gerücht. Das W ort .Freiheit' allein ist nicht 
als Gerücht zu bezeichnen. Jedoch in der augenblicklichen politischen 
Situation, wo dieses W ort von seiten der im perialistischen K riegshetzer 
mißbraucht wird, wird das Anschreiben dieses W ortes zur V erbreitung 
eines Gerüchts, das die Tendenz hat, die Kriegsziele der Im perialisten 
zu unterstü tzen und somit den Frieden des deutschen V olkes zu gefähr­
den. Der A ngeklagte ist deshalb des V erbrechens gemäß Art. 6 der V er­
fassung und des V ergehens gegen D irektive 38 Abschn. II Art. Ill A III 
schuldig."
Urteil: 8 Jahre  Zuchthaus.

q. „Sabotage"

Das O berste Gericht der Sowjetzone hat sich in einem U rteil vom 1. 6. 51 
(Az. 1 a Zst 14/51) auf K assationsantrag des G eneralstaatsanw alts Mels- 
heim er mit einer Strafsache befaßt, die die Gerichte des Landes Thürin­
gen seit dem Jahre 1948 schon vierm al beschäftigt hat. Die Kleine Poli­
tische Strafkam m er des Landgerichts W eim ar hatte  die A ngeklagte am 
23. 3. 1949 w egen „Erfindung und V erbreitung tendenziöser Gerüchte, 
die den Frieden des deutschen Volkes gefährdeten“, zu 8 M onaten Ge­
fängnis verurteilt. Am 27. 5. 1949 hatte  das O berlandesgericht in Gera 
dieses Urteil auf die Revisionen der A ngeklagten und der S taatsanw alt­
schaft aufgehoben. Nach Zurückverweisung erkannte die kleine Straf­
kam m er in Gera am 10. 11. 49 auf 5 M onate Gefängnis. Gegen dieses 
Urteil legte nur die A ngeklagte Revision ein. Das O berlandesgericht hob 
am 27. 2. 1950 das S trafkam m erurteil erneut auf und verw ies die Sache 
an das Landgericht zurück. Der K assationsantrag des G eneralstaats­
anw alts M elsheim er richtete sich gegen die beiden O berlandesgerichts­
urteile und die beiden Landgerichtsurteile. Die gesetzliche Bestimmung 
der Sowjetzone, daß Kassation nur gegen rechtskräftige U rteile möglich 
ist, blieb einfach unbeachtet. Auch das O berste Gericht setzt sich über 
das von der eigenen Volkskam m er beschlossene Gesetz hinw eg und 
behandelt die Sache so, als sei sie durch rechtskräftiges U rteil abge­
schlossen. M it dem Ziel, die A ngeklagte un ter A nw endung des Sabotage­
befehls Nr. 160 zu m ehrjähriger Zuchthausstrafe zu verurteilen , hebt der 
Strafsenat des O bersten Gerichts die bisher in d ieser Sache gefällten 
Urteile auf.

Aus den Gründen:
„Die A ngeklagte hat im Jahre 1938 nach dem Tode ihres M annes die 
150 ha große Domäne P. pachtweise übernom m en, die bis 1945 als Eigen­
tum des ehem aligen Herzogs von Sachsen-Anhalt betrachtet worden war. 
Im Zuge der Bodenreform w urde die Domäne 1945 an zehn N eubauern 
aufgeteilt. Die A ngeklagte und ihre Bekannte, Frau St., erh ielten auf ihre 
Bewerbung ebenfalls je eine N eubauernstelle, und zw ar w urden ihnen 
je  7 ha Land zugeteilt. Das ehem alige H errenhaus bekam en die A nge­
klagte und Frau St. je zur Hälfte zugewiesen. U nter anderen erhielten
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